
Entscheidungen Rechtshilfe Anmerkung Esser

lass geben, çber ein Vollstreckungshindernis bei der Auslie-
ferung (oder sonstigen Rechtshilfe) zur Ermæglichung eines
Strafverfahrens im (europåischen) Ausland nachzudenken.

Prof. Dr. Robert Esser, Passau.

Vollstreckungsverjåhrung im
Rechtshilfeverfahren

IRG § 57 Abs. 6; GG Art. 2 Abs. 2 S. 2, 104 Abs. 1; StPO § 458
Abs. 1

Bestehen im Rechtshilfeverfahren begrçndete Anhalts-
punkte oder beachtliche Indizien, dass der Vollstre-
ckungsanspruch des Urteilsstaates entfallen ist, ist diese
Frage durch Einholung einer Mitteilung der zuståndigen
Stellen des Urteilsstaates zu klåren; das gilt auch fçr das
Vorliegen dauerhafter Vollstreckungshindernisse (hier:
Vollstreckungsverjåhrung).

BVerfG, 3. Kammer des 2. Senats, Beschl. v. 18.02.2016 – 2 BvR
2191/13

Aus den Grçnden: A. Die Verfassungsbeschwerde betrifft die
Vollstreckung eines rumånischen Strafurt. in Deutschland im
Wege der Rechtshilfe bei mæglicherweise bereits eingetretener Voll-
streckungsverjåhrung im Urteilsstaat. [...]

B. [...] II. Die angegriffenen Beschl. verletzen den Bf. in seinem
Grundrecht aus Art. 2 Abs. 2 S. 2 i.V.m. Art. 104 Abs. 1 GG, weil
sie dem verfassungsrechtlichen Gebot bestmæglicher Sachaufklå-
rung nicht gençgen.

1. Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG gewåhrleistet jedermann »die Frei-
heit der Person« und nimmt einen hohen Rang unter den
Grundrechten ein. Das kommt darin zum Ausdruck, dass
Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG die Freiheit der Person als »unverletz-
lich« bezeichnet, Art. 104 Abs. 1 S. 1 GG ihre Beschrånkung
nur aufgrund eines færmlichen Gesetzes zulåsst und Art. 104
Abs. 2 bis 4 GG besondere Verfahrensgarantien fçr ihre Be-
schrånkung statuieren (vgl. BVerfGE 35, 185 51904; 109,
133 51574 [= StV 2004, 267 [Ls]]; 128, 326 53724).

a) Die freiheitssichernde Funktion des Art. 2 Abs. 2 GG er-
fordert auch im Verfahrensrecht Beachtung. Entscheidun-
gen, die auf einen Entzug der persænlichen Freiheit abzielen,
mçssen auf einer zureichenden richterlichen Sachaufklårung
beruhen. Die Mindestanforderungen an eine zuverlåssige
Wahrheitserforschung (vgl. BVerfGE 57, 250 5274 f.4 [=
StV 1981, 381] m.w.N.) sind nicht nur im Erkenntnisver-
fahren, sondern auch im Vollstreckungsverfahren zu beach-
ten (vgl. BVerfGE 58, 20852224; 70, 29753084 [= StV
1986, 160]; 86, 288 53174 [= StV 1992, 471]; 109, 133
51624 [= StV 2004, 267 [Ls]]; 117, 7151054). Auch in
denjenigen Verfahren, die dem sog. Freibeweis unterliegen,
gilt die richterliche Aufklårungspflicht, wie sie fçr die Haupt-
verhandlung im Strafprozess in § 244 Abs. 2 StPO ihren
Niederschlag gefunden hat (»Gebot der bestmæglichen Sach-
aufklårung« – vgl. BVerfGE 70, 29753094 zur Psychiatrie-
unterbringung; BVerfGE 109, 133 51624 [= StV 2004,
267 [Ls]] zur Sicherungsverwahrung; BVerfGE 117, 71
51054 zur Reststrafenaussetzung zur Bewåhrung und
BVerfGK 9, 390 53954 m.w.N. fçr Entscheidungen im
Strafvollzug). Dabei hångt die Reichweite der gerichtlichen
Pflicht zur Sachverhaltsaufklårung im Einzelnen davon ab,

inwieweit die Umstånde des jeweiligen Falls zu – weiterer –
Aufklårung Anlass geben (vgl. BVerfGE 59, 280 52824;
63, 332 53374).

b) Demgemåß ist bei der Ûbernahme der Vollstreckung aus-
låndischer Freiheitsstrafen von Folgendem auszugehen:

aa)Die Vollstreckungsçbernahme ist ein Akt der Rechtshilfe,
mit dem ein auslåndisches Strafverfahren im StadiumderVoll-
streckung unterstçtzt werden soll (vgl. Grotz, in: Grçtz-
ner/Pætz/Kreß [Hrsg.], Internationaler Rechtshilfeverkehr in
Strafsachen, 3. Aufl., Vor § 48 Rn. 13 5Februar 20044;
Schomburg/Lagodny/Gleß/Hackner, Internationale Rechtshil-
fe in Strafsachen, 5. Aufl. 2012, Vor § 48 Rn. 2). Gem. § 57
Abs. 4 IRG findet auf die Vollstreckung einer umgewandelten
Sanktion grundsåtzlich das innerstaatliche Vollstreckungs-
recht der Bundesrepublik Deutschland Anwendung. Aller-
dings bestimmt § 57 Abs. 6 IRG, dass von der Vollstreckung
abzusehen ist, wenn eine zuståndige Stelle des auslåndischen
Staatesmitteilt, dass dieVoraussetzungen fçr dieVollstreckung
entfallen sind.Dies trågt dem rechtshilferechtlichenCharakter
der Vollstreckungsçbernahme Rechnung. Erachtet der ersu-
chende Staat die Vollstreckung nicht (mehr) fçr rechtmåßig,
bedarf es derDurchsetzung seines Vollstreckungsanspruchs im
Wege der Rechtshilfe nicht mehr. Dabei ist es Sache des Ur-
teilsstaates, festzustellen, ob sein Vollstreckungsanspruch fort-
besteht, so dass grundsåtzlich nur imFall einer entsprechenden
Mitteilung von einer çbernommenen Vollstreckung abgese-
hen werden kann.

bb) Hinsichtlich der sich aus dem Freiheitsgrundrecht des
Art. 2 Abs. 2 GG ergebenden Pflicht bestmæglicher Sachauf-
klårung ergibt sich hieraus im Fall der Vollstreckungsçbernah-
me, dass es zwar nicht Sache der deutschen Vollstreckungsge-
richte ist, denWegfall desVollstreckungsanspruchs desUrteils-
staates eigenståndig zu çberprçfen. Vielmehr ist grundsåtzlich
vomFortbestanddesVollstreckungsinteressesdesUrteilsstaates
auszugehen. Bestehen jedoch begrçndete Anhaltspunkte oder
beachtliche Indizien, dass der Vollstreckungsanspruch des Ur-
teilsstaates entfallen ist, ist diese Frage durch Einholung einer
Mitteilung der zuståndigen Stellen des Urteilsstaates zu klåren
(zum entsprechenden Prçfungsmaßstab bei Auslieferungen
vgl. BVerfGE 52, 39154074; 108, 12951384).

Dies gilt auch fçr das Vorliegen dauerhafter Vollstreckungs-
hindernisse. Auch in diesem Fall kænnen »die Voraussetzun-
gen fçr die Vollstreckung« i.S.v. § 57 Abs. 6 IRG entfallen
sein, da ein durchsetzbarer Vollstreckungsanspruch, dessen
Erfçllung im Wege der Rechtshilfe angestrebt wird, nicht
mehr besteht. Auch insoweit kann beim Vorliegen entspre-
chender Anhaltspunkte die Einholung einer Mitteilung gem.
§ 57 Abs. 6 IRG geboten sein.

2. Hieran gemessen unterliegt der Verzicht der Fachgerichte
auf weitere Sachaufklårung im vorliegenden Fall durchgrei-
fenden verfassungsrechtlichen Bedenken. Im Rahmen der
Prçfung von Einwendungen gegen die Zulåssigkeit der Straf-
vollstreckung gem. § 458 Abs. 1 StPO håtten die Gerichte
eine Erklårung der zuståndigen rumånischen Stellen zum
Eintritt der Vollstreckungsverjåhrung nach rumånischem
Recht einholen mçssen.

a) Es bestanden erhebliche Anhaltspunkte, dass durch Ein-
tritt der Vollstreckungsverjåhrung nach rumånischem Recht
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die Voraussetzungen einer Vollstreckung des gegen den Bf.
ergangenen Strafurt. entfallen waren und daher die Einho-
lung einer diesbzgl. Mitteilung gem. § 57 Abs. 6 IRG gebo-
ten war:

Dass die Vollstreckung des rumånischen Urt. in Deutschland
an nach rumånischem Recht eingetretener Vollstreckungs-
verjåhrung scheitern kænnte, wurde vom Bf. bereits im Exe-
quaturverfahren geltend gemacht, nachdem in Rumånien
von Amts wegen ein Verfahren zur Feststellung der Vollstre-
ckungsverjåhrung eingeleitet worden war. Zur Klårung der
Frage stellte die GStA Stuttgart eine Anfrage, die vom zustån-
digen AG Timisoara bereits 5 Tage spåter, am 16.07.2012,
dahingehend beantwortet wurde, dass ein Antrag des Bf.
auf Feststellung der Vollstreckungsverjåhrung zwar abgelehnt
worden sei, diese aber am 23.06.2013 eintrete. Diese amtli-
che rumånische Mitteilung stellt zwar keine Mitteilung i.S.d.
§ 57 Abs. 6 IRG dar, da ihr nicht entnommen werden kann,
dass die Voraussetzungen der Vollstreckung des gegen den Bf.
ergangenen Strafurt. bereits entfallen sind. Aus ihr ergibt sich
aber ein beachtliches Indiz dafçr, dass im Zeitpunkt der Ent-
scheidung çber den Einstellungsantrag des Bf. durch das LG
(23.07.2013) und das OLG (29.08.2013) Vollstreckungsver-
jåhrung nach rumånischem Recht eingetreten war und ein
Freiheitsentzug daher rechtswidrig gewesen wåre.

Demzufolge håtte es den Gerichten oblegen, die Frage der
mæglichen Vollstreckungsverjåhrung nach rumånischem
Recht von Amts wegen aufzuklåren. Dem steht auch nicht
entgegen, dass dem Bf. mit Beschl. v. 18.06.2013 zwei Mo-
nate Vollstreckungsaufschub gewåhrt wurden. Es kann be-
reits nicht davon ausgegangen werden, dass dieser Aufschub,
der nach deutschem Recht (§ 79a Nr. 2 Alt. 1 StGB) zu ei-
nem Ruhen der Verjåhrung fçhrt, auch nach rumånischem
Recht einen spåteren Eintritt der Vollstreckungsverjåhrung
zur Folge hat. Hinzu kommt, dass selbst unter hypotheti-
scher Zugrundelegung einer vergleichbaren rumånischen Re-
gelung die Strafvollstreckung zum Zeitpunkt des Erlasses des
OLG-Beschl. am 29.08.2013 verjåhrt gewesen wåre.

b) Demgegençber kann auch nicht geltend gemacht werden,
dass sich mit der Vollstreckungsçbernahme die Frage des
Eintritts der Vollstreckungsverjåhrung ausschließlich nach
deutschem Recht richtet und fçr eine Anwendung von § 57
Abs. 6 IRG kein Raum verbleibt.

Soweit die Gerichte die ausschließliche Anwendung deut-
schen Rechts zur Feststellung des Eintritts der Vollstre-
ckungsverjåhrung mit dem Hinweis auf Art. 9 Abs. 3
ÛberstÛbk begrçnden, steht dem bereits entgegen, dass vor-
liegend ein Rçckgriff auf die Regelungen des ÛberstÛbk
nicht in Betracht kommt, da der Bf. sich bereits vor seiner
Verurteilung in Deutschland aufhielt, es einer færmlichen
Ûberstellung daher nicht bedurfte und er sich der Vollstre-
ckung durch den Urteilsstaat auch nicht durch Flucht entzo-
gen hat (vgl. Art. 2 Abs. 1 ZP ÛberstÛbk; Bock, in: Am-
bos/Kænig/Rackow [Hrsg.], Rechtshilferecht in Strafsachen,
2015, 3. Hauptteil Rn. 450). Damit verbleibt es im vorlie-
genden Fall bei den Regelungen des § 57 IRG. Insoweit wåre
eine Nichtanwendung des § 57 Abs. 6 IRG trotz der Mittei-
lung des Eintritts der Vollstreckungsverjåhrung durch eine
zuståndige Stelle des Urteilsstaates mit dem rechtshilferecht-
lichen Charakter der Vollstreckungsçbernahme (s.o. B. II. 1.

b) aa) nicht zu vereinbaren. Die Mitteilung, dass nach dem
Recht des Urteilsstaates Vollstreckungsverjåhrung eingetre-
ten ist, verweist auf ein dauerhaftes Vollstreckungshindernis
und beinhaltet demgemåß den Wegfall der Voraussetzungen
fçr die Vollstreckung i.S.d. § 57 Abs. 6 IRG.

c) Die angegriffenen Beschlçsse beruhen auch auf dem Grund-
rechtsverstoß. Bei der verfassungsrechtlich gebotenen weiteren
Sachaufklårung håtten – wie es spåter auf Betreiben des Bf. durch
das Urt. des AG Timisoara festgestellt wurde – die rumånischen
Behærden den Eintritt der Vollstreckungsverjåhrung zum
23.06.2013 beståtigt. Damit wåre die Vollstreckung der Strafe ge-
gen den Bf. bereits zu einem frçheren Zeitpunkt eingestellt worden.

Tatbegriff im Auslieferungsverfahren;
Spezialitåtsgrundsatz
GrCh Art. 50, 51; SDÛ Art. 54; IRG § 83h; RB-EuHB Art. 1, 4,
11, 24, 27; AEUVArt. 82, 267; GG Art. 103 Abs. 3; StPO § 264;
AO § 370

1. Der in Art. 50 GrCh verwendete Tatbegriff ist entspre-
chend den zu Art. 54 SDÛ entwickelten Maßståben uni-
onsrechtlich autonom auszulegen; danach kommt es
maßgeblich auf die »Identitåt der materiellen Tat, ver-
standen als das Vorhandensein eines Komplexes unlæsbar
miteinander verbundener Tatsachen« an, der »unabhån-
gig von der rechtlichen Qualifizierung dieser Tatsachen
oder von dem geschçtzten rechtlichen Interesse« zu ver-
stehen ist.

2. Eine Verletzung des Spezialitåtsgrundsatzes imAuslie-
ferungsverkehr innerhalb der EU fçhrt zu einem Vollstre-
ckungshindernis, nicht aber zu einem Verfahrenshinder-
nis.

BGH, Beschl. v. 11.05.2015 – 1 StR 627/15 (LG Mannheim)

Aus den Grçnden: [1] Das LG hat die Angekl. jew. der Beihilfe
zur Steuerhinterziehung schuldig gesprochen. Der Angekl. A. ist
unter Einbeziehung von Einzelstrafen aus dem gegen ihn ergange-
nen Urt. des LGMannheim v. 12.05.2014 nach Auflæsung der dor-
tigen Gesamtstrafe zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von 6 J. 6 M. ver-
urteilt worden. [...]

[3] I. Revision des Angekl.n A.

[4] 1. Ein Verfahrenshindernis besteht nicht.

[5] a) Das Urt. des LG Mannheim v. 12.05.2014, durch das
der Angekl. wegen Steuerhinterziehung in neun Fållen zu
einer Gesamtfreiheitsstrafe von 3 J. 6 M. verurteilt worden
ist, hat keinen Strafklageverbrauch (Art. 103 Abs. 3 GG) be-
zçglich der hier verfahrensgegenståndlichen Tat bzw. Taten
herbeigefçhrt. Wie der GBA in seiner Antragsschrift zutref-
fend aufgezeigt hat, liegen den beiden betroffenen Verfahren
jew. unterschiedliche Taten im prozessualen Sinne (§ 264
StPO) zugrunde.

[6] Ein innerstaatlicher Strafklageverbrauch aufgrund des ge-
nannten Urt. ergibt sich auch nicht aus Art. 50 GrCh. Dabei
bedarf es keiner Entscheidung, ob dieses unionsrechtliche
Doppelverfolgungsverbot, das auch die mehrfache Strafver-
folgung einer Tat innerhalb eines Mitgliedsstaates ausschließt
(EuGH, Urt. v. 26.02.2013 – C-617/10, Rn. 34 f.; nåher
Radtke, in: Bæse [Hrsg.], Europ. Strafrecht mit polizeilicher
Zusammenarbeit, EnzEuR, Bd. 9, 2013, § 12 Rn. 34
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